
Berufsverbot. Dies deutsche Wort; Wort
deutscher Geschichte. Wer möchte es er-

klären? Der Opa? Der seine ›vergessene‹ Ge-
schichte erzählt!? Es ginge auch so: ›G 20‹: Die
Mächtigsten der Welt treffen sich, um zu be-
raten, wie sie die vermeintlichen Probleme der
Welt noch effektiver in den Griff bekommen
können.

Es gehen auch Menschen hin, die darüber
berichten möchten. Weil es ihr Beruf ist: Pres-
se. Doch 33 dieser Presseleute werden gezielt
herausgepickt und nach Hause geschickt. Be-
rufsausübung wird ihnen verwehrt. Weil Un-
terlagen ausweisen: Ihre Gesinnung ist schlecht
für die Sache. Potentiell »G-20-feindlich«.

Berufsverbot – nicht mit der Keule, wie es
vor 40 Jahren Praxis war. Mit dem Skalpell –
die technischen Möglichkeiten sind feiner ge-
worden: Datenspeicherung, ohne Verfallsda-
tum, doch mit Mustern unterlegt, die längst
überkommen sind, die schon immer ranzig
waren. Sie greifen immer noch. Vielleicht hef-
tiger als jemals zuvor. Unmerklich. Jetzt, wo
die Menschen die Daten in Masse abgeben.
Freiwillig, geradezu lustvoll.

Etwas mehr als 40 Jahre ist es her, da wurde
das etwas gröbere Mittel des ›Radikalenerlas-
ses‹ in die Welt gesetzt. Mit Folgen, die bis
heute nachwirken und höchst virulent erschei-
nen. Virulent und scheinbar vergessen.

Denn unter dem Titel ›Vergessene Ge-
schichte: Politische Verfolgung in der BRD‹
wird Anfang 2018 eine Ausstellung in Bielefeld
an den Start gehen, um dem möglichen Ver-
gessen etwas entgegenzusetzen: Mit 20 Tafeln
wird in der Volkshochschule ein finsteres Ka-
pitel Geschichte sichtbar gemacht: die Ge-
schichte der Berufsverbote in der BRD ab
1972.

Im Kern handelt es um eine Wanderausstel-
lung, die bereits in mehr als 20 deutschen Städ-
ten sowie einer dänischen gezeigt wurde. Für
Bielefeld erhält die Ausstellung lokale Ergän-
zungen zur Wirkungsgeschichte des ›Radika-
lenerlasses‹. Auf sechs Tafeln werden vier sehr
persönlich gehaltene Einzelschicksale darge-
stellt.

Als das Jahr 2012 begann, erinnerten sich
die bundesweit direkt Betroffenen daran, dass
nach 40 Jahren durchaus die Zeit gekommen
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Es hätte so schön sein können. Im Septem-
ber hatte die Stadt gefragt, ob die Initia-

tive Kulturhaus den Labortrakt der ehemali-
gen Fachhochschule in der Wilhelm-Bertels-
mann-Straße bis Ende kommenden Jahres
zwischennutzen will. Sie hat den Trakt vom
Bau- und Landesliegenschaftsbetrieb (BLB)
angemietet, um Geflüchtete unterzubringen,
die nun woanders wohnen. Klarheit wollte
die Initiative, die sich diesen Standort immer
gewünscht hatte. 

Die Kulturschaffenden sollten 1.500 bis
2.000 Quadratmeter nutzen können und da-
für eine Betriebskosten-Pauschale von 12.000
bis 14.000 Euro zahlen. Fast 50 Leute hatten
ihr Interesse angemeldet. Die meisten bilden-
de Künstler, aber auch Fotografen, einige
Bands sowie Tanzgruppen und auch ein Yo-

Start ungewiss
Die Initiative Kulturhaus war froher Hoffnung – und wurde jetzt doch noch ausgebremst. Von Silvia Bose

galehrer. »Wir wären gern sofort an den Start
gegangen«, sagt Stephan Berkowitz von der
Initiative. Allerdings gab es noch Gesprächs-
bedarf bei den Kosten. 8 Euro hätten die Nut-
zer zahlen müssen, um die Betriebskosten-
Pauschale zu berappen. Weil Geflüchtete, die
dort den ganzen Tag verbringen, dort du-
schen und kochen viel mehr Energie und
Wasser verbrauchen als Kulturschaffende, sah
Berkowitz noch finanziellen Spielraum. 

»Wie ein Inkubator das richtige Kli-
ma für Kreative schaffen«

Trotzdem wird nichts draus werden. Denn
die Stadt hat das Gebäude von ihrem Immo-
bilienservicebetrieb begutachten und prüfen
lassen, unter welchen Bedingungen die Ini-

tiative das Gebäude nutzen kann. »Baurecht-
lich kriegen wir das nicht hin«, erklärt Kul-
turdezernent Udo Witthaus, dem sein Bedau-
ern deutlich anzuhören ist. »Es wären Um-
bauten nötig, die zu lange dauern und deren
Kosten in keinem Verhältnis stehen.« 

Die Initiative enttäuscht das Aus. Sie will
sich Anfang November (nach Redaktions-
schluss) treffen und beratschlagen, wie es nun
weitergehen kann. »Wir sind bereit, wie ein
Inkubator das richtige Klima für Kreative zu
schaffen und so die Stadt mit den Ideen und
Arbeiten von Kulturschaffenden zu berei-
chern«, sagt Berkowitz. »Unsere Pläne liegen
auf dem Tisch. Aber wir brauchen Unterstüt-
zung, weil wir uns nicht ehrenamtlich und
nebenberuflich um die Inhalte kümmern und
das ganze Projekt auch noch finanziell alleine

sein müsste, die Geschichte aufzuarbeiten.
Nachdem der Radikalenerlass in die Welt ge-
setzt worden war, waren mindestens 3.000
Menschen davon betroffen. Das Land wurde
überzogen mit Aktionen seitens des Staats-
schutzes. Wer eine Karriere im öffentlichen
Dienst anstrebte, musste sich einer Gesinnungs-
prüfung unterziehen: Briefträger und Lokfüh-
rer, Lehrerinnen und Lehrer. Für viele wurde
nichts aus der angestrebten beruflichen Karrie-
re. 1.000 Urteile wurden ausgesprochen. Le-
benswege abgeschnitten. 

Bielefelder Berufverbote

Zu den ›Linksradikalen‹ gehörte auch Winfried
Kretschmann. Genau der. Aber das nur am
Rande: Er hat auch so Karriere gemacht. Es
gibt Fälle, da ist es durchaus ›schlimmer‹ ge-
kommen. Wenn nicht für die Allgemeinheit,
so doch für die Einzelnen. Und es ist Schaden
entstanden an der Verfasstheit der bundesdeut-
schen Demokratie. Bis heute ohne Regungen
zur Rehabilitation der Einzelnen oder gar de-
ren Entschädigung.

Es besteht Kontinuität. Nicht nur, was die
Nachstellungen anbetrifft. Auch Kontinuität
in Bezug auf das Verschleiern, Abtun, Ver-
drängen.

»Berufsverbote in Bielefeld? Gibt’s nicht (...)
wenn man den Tageszeitungen der Stadt Glau-
ben schenkt«, so steht es geschrieben auf der
ersten Seite des ersten Bielefelder StadtBlatts.
Erschienen im Jahr 1977. Anders der ›Genera-
lanzweifler‹, der antrat, um ein Stück Öffent-
lichkeit zu schaffen. Die erste Ausgabe widmet
sich dem Fall des Lehrers Eisele. Dem Lehrer
wurde am Carl-Severing-Berufskolleg der Ar-
beitsvertrag nicht verlängert: »aus politischen
Gründen«, wie unter dem Druck der Gegen-
öffentlichkeit schließlich explizit eingeräumt
werden musste.

Ein Fall von vielen, die folgten und die in
Folge öffentlich gemacht wurden: Wie der des
Bielefelder Richters Helmut Ostermeyer, der
sich weit über die Grenzen hinaus als Autor ju-
ristischer Standardwerke einen Namen ge-
macht hatte. Als Lehrender an der Bielefelder
Uni, wo er mit seiner Veranstaltungsreihe
›Strafrecht und Psychoanalyse‹ für Anerken-

Die Ausstellung ›Politische Verfolgung in der BRD‹ zum Thema Berufsverbote wird vorbereitet.
Eine rückblickende Vorschau von Bernd Kegel

stemmen können.« Dabei sehen er und seine
Mitstreiter durchaus, dass die Stadtverwal-
tung sehr bemüht ist. 

»Wir finden das Projekt toll und wir wollen
es unterstützen«, versichert Kulturdezernent
Witthaus. Er will nun mit der städtischen
Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft WEGE
klären, ob die Initiative Räume im ehemali-
gen Handwerksbildungszentrum im Kleiber-
weg nutzen kann. Ihm ist klar, dass sich die
Kulturhausleute einen zentraleren Ort wün-
schen. »Es wäre aber ein Anfang. Sie könnten
sofort loslegen und sich so etablieren«, meint
Witthaus und fügt hinzu: »Es sollte bald etwas
passieren. Denn jeder Monat, den es länger
dauert, frustriert die Leute und reduziert die
Zahl der Interessenten«. Und das will nie-
mand. 
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Virulent und nicht vergessen

Als im September 1977 Leute der ›Biele-
felder Selbsthilfe‹ (BIS) sich entschlossen,

das baufällige Haus in der Siechenmarschstra-
ße 40 zu besetzen, glaubten sie, dort höchs-
tens eine Nacht zu bleiben. »Eigentlich hatten
wir nur eine öffentlichkeitswirksame Aktion
vor, mit der wir auf die Zerstörung von
Wohnraum hinweisen wollten«, erinnert sich
der damalige BIS-Aktivist Christian Presch.
Doch daraus wurde mehr. Am Ende eine po-
litische Zäsur mit einer langer Vorgeschich-
te.

Bis in die 1960er Jahre fand Verkehrspla-
nung auch in Bielefeld nahezu geräuschlos
statt. Es herrschte Konsens, dass das Auto
Vorfahrt hat. Was konkret hieß: störende Ge-
bäude abreißen, Straßen verbreitern und
möglichst geradlinig durch das Stadtgebiet
zu führen. Der Stadtrat plante damals ein
hehres Projekt. Der Ostwestfalen-Damm
(OWD) sollte die Stadt von Süd nach Nord
zerschneiden. Auch viele Häuser im Bielefel-
der Westen sollten weichen.

1972: Raspi-Abriss verhindert

Erst 1972 wandten sich erstmals Bürgerinnen
und Bürger gegen diese Politik – mit Erfolg.
Der längst geplante Abriss der Ravensberger
Spinnerei zugunsten einer überdimensionier-
ten Ringstraße wurde verhindert. Der seit
der Mitte der 1970er Jahre einsetzende Kon-
flikt um das Sanierungsgebiet Hauptbahn-
hof/nördliche Innenstadt war indes viel-
schichtiger. Für den Bau des OWD sollten
Wohn- und Industriebauten weichen, Ge-
werbegebiete ins Umland verlagert, Altbau-
ten abgerissen und neue Wohngebäude er-
richtet werden. Aus der Sicht der Gegner hieß
das nichts anderes als Vernichtung billigen
Wohnraums und Vertreibung der ärmeren
Bevölkerung aus der Innenstadt.

Am 3. September 1977 erreichte der Kon-
flikt mit der Besetzung des Hauses Siechen-
marschstraße 40 eine neue Dimension. Aus
der öffentlichkeitswirksamen Aktion wurde
ein Dauerzustand, mit dem keiner gerechnet

hatte. Mitglieder der BIS, die an der Teich-
straße ein vom Abriss gefährdetes Haus be-
wohnten, führten die Hausbesetzung durch.
Christian Presch berichtete, dass die Haus-
besetzer davon ausgegangen seien, am nächs-
ten Tag von der Polizei geräumt zu werden.
Aber außer einer Polizeipräsenz vor dem
Haus geschah nichts. Aus der Protestaktion
entwickelten sich schnell Strategien, das
Haus bewohnbar zu halten. 

Die seit Jahren geplante Sanierung des
Wohnviertels wurde sichtbar. An Teich-
und Siechenmarschstraße informierten
Transparente, das erst seit Januar 1977 ge-
gründete ›StadtBlatt‹ war von Beginn an
Sprachrohr der Sanierungsgegner. Der Dis-
kurs war öffentlich und er polarisierte. Aus
dem Protest gegen die »Rathauspolitik« bil-
dete sich mit der ›Bunten Liste‹ eine neue
Partei, die 1979 den Sprung ins Kommunal-
parlament schaffte.

Weitere Besetzungen folgten

Wenige Monate vor der Wahl besetzten am
17. Mai 1979 wiederum Mitglieder der BIS
sowie der ›Initiative gegen Wohnungsnot
und Stadtzerstörung‹ und des ›Frauenhauses
e.V.‹ die Siechenmarschstraße 35. Nach dem
Auszug der letzten Mieter hatten Bauarbei-
ter das Haus unbewohnbar gemacht. Die
Hausbesetzer prangerten die offensichtliche
Zerstörung von Wohnraum an. Das Haus
wurde vier Wochen später mit starken Po-
lizeikräften geräumt und sofort abgerissen.
Wie auch die Villa Goldbach 13, die 1982
besetzt wurde und für einige Monate alter-
nativer Stadtkultur Platz gab. Sie musste
letztlich dem OWD weichen. Nicht die Sie-
chenmarschstraße 40: 1981 erhielten die Be-
wohner Mietverträge, 1990 wurde das Haus
an einen Verein verkauft. Eine Tafel erinnert
heute an die die Geschichte des Protestes.
Dass der Bielefelder Westen trotz der Stadt-
sanierung ein lebendiges Viertel geblieben
ist, hat viel mit dem Engagement dieser Jahre
zu tun. 

nung und reichlich überregionalen Zulauf für
die junge Hochschule sorgte – bis ihm die Uni
kündigte und er aus dem Familiengericht he-
raus versetzt wurde – weil er sich »verfassungs-
feindlich« gegen die bundesdeutsche Atompo-
litik geäußert hatte.

Aber auch eine Mathematik-Studentin, die
Lehrerin werden wollte und weniger namhaft
erscheint, konnte diese ihre Pläne vergessen.
Weil sie sich entschlossen hatte, für die DKP
zu kandidieren. Eine nähere Betrachtung zeigt,
dass es ihr darum gegangen war, gegen ein
umfangreiches Straßenbauprojekt anzugehen,
das Wohnviertel und Grünanlage zu schlucken
drohte. Die DKP schien ihr zu Anfang die ein-
zige Organisation zu sein, die Widerstand ge-
gen den geplanten ›Ostwestfalendamm‹ auf
dem Plan hatte.

Von Bismarck bis Brandt

Immer »links rum«: Jenseits der larmoyanten
Verschwörungstheorie lässt sich hier histori-

sche Kontinuität darstellen, um beim ›Sozialisten-
gesetz‹ anzufangen, mit dem Bismarck die »gemein-
gefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie«
bekämpfen wollte – und bei der Lichtgestalt der
Sozialdemokratie, Willy Brandt, zu landen. Aus-
gerechnet er war es, der 1972 als Kanzler verant-
wortlich zeichnete für jenen Radikalenerlass. In
Adenauers Kalkül fiel die »Westbindung«, der An-
schluss an den streng kapitalistisch geprägten, »frei-
en« Teil der Welt, und von KPD »und Konsorten«
stand zu befürchten, dass es störende Annäherung
an die DDR geben würde. Willy Brandt setzte 20
Jahre später auf Beschwichtigungstaktik den Rech-
ten und Westorientieren gegenüber, weil die Eliten
der BRD die Angst umtrieb, sie könne Nachteile
erleiden durch die Ostpolitik. Außerdem hatten die
Linksintellektuellen ihren »Marsch durch die Insti-
tutionen« angekündigt.

Die Ausstellung lenkt den Blick auf politische
Fehler und deren Folgen. Mit der expliziten For-
derung nach Aufarbeitung, Rehabilitation und Ent-
schädigung sowie der unter Historikern üblichen
Annahme, dass die Betrachtung der Vergangenheit
hilfreich sein könnte für ein besseres Verständnis
der Gegenwart.

Für den Bielefelder Heiner Wild mag das Datum
1. Februar zu einem besonderen werden, falls die
Ausstellung zum geplanten Datum eröffnet wird:
Der 1. Februar 1974 war der Tag, an dem er das
Anerkennungsschreiben hätte entgegennehmen
sollen, das ihm gestattet hätte, den beruflichen Le-
bensweg des Lehrers einzuschlagen. Doch diese Ge-
stattung wurde ihm verweigert. Das Gericht ur-
teilte: »Wer an Veranstaltungen der ›Neuen Linken‹
teilnimmt, gerät in den Verdacht, auch deren Fern-
ziele zu unterstützen«. Ein Testat, das seinen Le-
bensweg radikal veränderte. Zwar bot ihm der Kul-
tusminister eineinhalb Jahre später an, er könne mit-
tels eines Angestelltenvertrages als Lehrer arbeiten.
Doch da hatte sich Heiner Wild selbst schon um
seine – zwangsläufig veränderte – Lebensplanung
gekümmert.

Ob in Schulen oder Betrieben, ob am Oberstu-
fenkolleg oder im AJZ, die Bespitzelung in Bielefeld
ging weiter. Was aber auch eine breite Front an
Widerstand zusammenbrachte. Unter dem Kon-
sens: »Sei kein Duckmäuser« engagierten sich Pro-
minente mit Bielefeld-Bezug: vom Fußballstar
Ewald Lienen bis zum Liedermacher Hannes Wa-
der. Sie und die vielen weniger Namhaften brachten
die politische Kultur Bielefelds regelrecht zum
Brummen. Der Radikalenerlass beförderte das po-
litische Bewusstsein im Alltäglichen. Auch davon
wird die Ausstellung künden. Von der Möglichkeit,
sich zu wehren und sich seiner Sache gewiss zu wer-
den. Und auch das politische Hier und Heute schär-
fer in den Blick zu nehmen.

»Das ist unser Haus«

Christian Presch (mitte) mit dem
damaligen NRW-Bauminister 
Christoph Zöpel 1985 (rechts da-
neben) bei seinem Besuch in 
Bielefeld.

Vor 40 Jahren wurde eine Hausbesetzung im Bielefelder 
Westen zum Wendepunkt in der Stadtplanung. 
Von Bernd J. Wagner


